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Ueber die rechtliche Natur des ſog. Stornirungsvertrages, und 
deſſen Würdigung in Rückſicht auf das Gebührengeſetz. Im 
Anſchluſſe an zwei Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom 1. März 1877. 


Von Dr. Rudolf R. v. Scherer. I. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Der Umſtand, daß ſich eine periodiſche Perſonentransportunternehmung auf 
Poſtſtraßen über die Reichsgrenze erſtrecken ſoll, ändert nichts an den durch 
Art. V. des Geſetzes vom 31. März 1865, R. G. Bl Nr. 25 rückſichtlich 
der Competenz zur Conceſſionsertheilung für derlei Unternehmungen nor⸗ 
mirten Beſtimmungen. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 


in Landesculturangelegenheiten. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


ferner vom Vergleiche, von der Novation, Zahlung u. a., welche den 


früheren Vertrag nur modificiren, oder umſchaffen, ja tilgen, immer 
aber denſelben vorausſetzen. So tilgt die Zahlung die Obligation, fie 
hebt das Schuldverhältniß auf, aber nur für die Zukunft, nicht für die 


Vergangenheit, wie dies beim gegenſeitigen Rücktritt der Fall iſt. 


Der mutuus dissensus iſt kein neues Rechtsgeſchäft, er 


iſt vielmehr eines ſolchen Negation und völlige Vernichtung, als ob es 
nie beſtanden hätte (infirmatur eo ipse ex tunc, vgl. Unger J. ©. 


§ 73, pag. 15 f., 8 91 Note 15, pag. 143); er iſt eine Wieder⸗ 


herſtellung des vor Eingehung des Vertrages vorhanden geweſenen Zu⸗ 


ſtandes (restitutio in integrum i w. S, vgl. Unger J. ce 8 134 
Note 5, pag. 693; Arndts, Pandecten $ 117, Note 2); er iſt ein 


liberatoriſcher Vertrag in des Wortes eigenſter Bedeutung, inſoferne 
er in keiner Weiſe, wie andere liberatoriſche Verträge wenigſtens für 


einen Theil Rechte ſchafft, ſondern ſeiner Natur nach nur bisherige 


Verpflichtungen von Grund aus aufhebt, fie hinweg ſchafft, von ihnen 


Heber die rechtliche Natur des ſog. Stornirungs- allſeitig befreit (vgl. Unger 1, c. $ 93, Note 5). Wenn Käufer und 


vertrages, und deſſen Würdigung in Rückſicht auf Verkäufer von ihrem Kaufvertrage zurücktreten, jo wollen fie die Sache 
5 ſo angeſehen wiſſen, als ob zwiſchen ihnen nie ein Kaufgeſchäft wäre 


das Gebührengeſetz. abgeſchloſſen worden, ganz anders, wenn beide ihre Leiſtungen präſtirten 
Im Anſchluſſe an zwei Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom oder der Verkäufer dem Käufer den Kaufpreis ganz oder theilweise er⸗ 


1. März 1877. ließe oder borgte: hier wird das Kaufgeſchäft als beſtehend gedacht, 
Von Dr. Rudolf N. v. Scherer. wenn auch die daraus für die Compaciscenten fließenden Verbindlich⸗ 
1 keiten ganz oder theilweiſe erloſchen find. 
; | 


einem 


Um die Natur eines ſolchen unbedingten Rücktrittes von 


Es ſoll hier von der einſachſten Form der Stornirung eines | Vertrage des näheren darzustellen, möge geitattet fein auf die dies⸗ 


Vertrages gehandelt werden, das iſt der beiderſeitigen Erklärung der 
Compaciscenten, von einem früher geſchloſſenen Vertrage vollſtändig und 
ohne jeglichen Vorbehalt (pure et nude) zurückzutreten, in der Weiſe, 
daß aus jenem vorausgegangenen Vertrage keinerlei Rechte und Pflichten 
für den einen oder anderen Theil mehr reſultiren. 


bezüglichen Beſtimmungen des römiſchen Rechtes zurückzugehen ), nicht 


nur wegen der anerkannten Schärfe der römiſchrechtlichen Conſtruction, 


ſondern auch deshalb, weil das öſterreichiſche Recht in dieſem Punkte 
auf Grund des römiſchen ſich aufbaute 2). 
Das reine römiſche Recht unterſcheidet bekanntlich zwiſchen 


Eine ſolche Wirkung kann ſchon bei Schließung des Vertrages contractus und pacta, in der Weiſe, daß nur aus erſteren eine 


für einen beſtimmten Fall vorgeſehen ſein, durch die hinzugefügte 
clausula irritatoria, insbeſondere beim Kauf durch die lex commissoria 
(§S 919 b. G. B.), fie kann auch erſt nachher verabredet werden. 

Ein beſonderer Name exiſtirt für eine derartige Inſirmation 
eines Vertrages nicht: das römiſche Recht ſpricht einfach von einem 
mutuus dissensus oder contrarius consensus; das öſterreichiſche 
bürgerl. Geſetzbuch handelt davon in der Lehre von der Erlöſchung der 
Verträge § 919, 920. 

Bevor des näheren darauf eingegangen wird, ift es von Intereſſe 
den Stornirungsvertrag von ähnlichen Rechtsgeſchäften zu unterſcheiden: 
ſo vom Verzicht und von der Remiſſion, welche die einſeitige Auſgebung 
eines Rechtes, von dem Erlaß⸗ und Nachlaßvertrage, welche unter Auf⸗ 
rechthaltung des durch ein Rechtsgeſchäft geſchaffenen Beſtandes nur 
die Befreiung oder Entlaſtung des einen ſchuldigen Theiles bezielen, 
darin mit der Schenkung, wenn auch nicht völlig, ſich berührend (vgl. 
Unger, Syſtem des öſterr. Privatrechtes, Bd. 11.8 96, pag. 205 f.); 


| ſcheidungsgründen zum Erkenntniſſe vom 
| von Dr. Adam Freiherr v. Budwinski. l. Nr. 48) ein Fragment des Coder 


klagbare Obligation entſtehen kann, während die pacta nur des 
Schutzes ſich erfreuten, welchen der Prätor denſelben zuerkannte. Ferner 
iſt klar, daß eine negative oder liberatoriſche Convention nie ein Contract 
genannt werden kann, da aus derſelben kein Klagerecht, ja nicht ein⸗ 
mal eine Obligation reſultirt. Durch ein pactum de non petendo 
wird vielmehr die früher beſtandene Verbindlichkeit aufgehoben und 
zwar wird diefelbe entweder ipso jure vernichtet oder aber deren 
Geltendmachung ſteht die exceptio pacti de non petendo entgegen. 
(Vgl. Glück 1 c. IV. pag. 218 f. 228.) 

Wenn nun auch im gemeinen römiſchen Rechte jener Unter⸗ 


) Vgl. Arndts, Pandecten 8 267; Glück, Ausführliche Erläuterung 
der Pandecten XII. pag. 5 19 


) Der Verwaltungsgerichtshof verſchmähte es gleichfalls nicht, in den Ent⸗ 
1. März 1877, 3. 270 (Sammlung 


zur Beleuchtung eines Paragraphen des öfterr. bgl. G. B. herbeizuziehen. 
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ſchied von contractus und pactum in der Frage der Klagegewährung | entjchieven zu verneinen, zu bejahen dagegen, wenn damit die Obligation 


weggefallen ift, ſo kann gleichwohl, was ſpeciell das Uebereinkommen 
des gegenſeitigen Rücktrittes anlangt, behauptet werden, daß dieſes i n 
keiner Weiſe ein Contract, d. i. ein Vertrag iſt, welcher ein 
Rechtsverhältniß ſchafft, auf Grund weſſen eine Klage gegeben iſt, 
ſondern deſſen contradictoriſches Gegentheil, des früher geſchloſſenen Ver⸗ 
trages Negation und Abolition, ein Vertrag nur inſoferne zu nennen, 
als zu jener Infirmation allerdings der übereinſtimmende Wille beider 
Theile nöthig iſt, fo ein pactum Daß ein ſolches pactum nad) neuerem 
römiſchen Rechte im Zweifel die ſtärkere Wirkung habe, alſo ipso jure 
das frühere Rechtsgeſchäft infirmire, als ob es nie beftanden hätte, iſt 
die herrſchende Meinung. (Vgl. Arndts J. C. Anm. 1. dl.) 

Es iſt alſo zunächſt der Gedanke feſtzuhalten, daß aus einem 
mutuus dissensus keinerlei neue Rechte und Verbindlichkeiten hervor⸗ 
gehen, vielmehr der beſtandene Vertrag völlig vernichtet wird, in der 
Art, daß es zur Wiederaufrichtung desſelben eines neuen Rechtsgeſchäftes 
bedarf. Sollen die diſſentirenden Parteien zu irgend einem Präſtiren 
verpflichtet werden, fo iſt da zu ein eigener Vertrag oder ein beſonderes 
Verhältniß erſorderlich, welches mit dem contrarius consensus nicht 
zuſammengeworfen werden darf. (Of. Institut 3. 30. $ 4, de reg. 
Juris [Dig.] 1 35. 100. 153; 1 80 Dig. 46. 3; 1. 27 8 2 Dig. 
2. 14, 1 58 eod.) 

Conſenſualcontracte können alſo durch entgegengeſetzten Conſens 
ohne weiteres und völlig (ex tune) wieder aufgelöst werden. 

Die einfachſte juriſtiſche Logik läßt ſogleich den Schluß ziehen, 
daß eine ſolche Infirmation nicht mehr möglich iſt, wenn die in Rede 
ſtehende Obligation bereits völlig erloſchen oder erfüllt iſt. Eine Obli⸗ 
gation, welche ihre Function bereits erfüllt hat, kann nicht reſolvirt, 
das Geſchehene kann nicht ungeſchehen gemacht werden. Iſt ein Kauf⸗ 
geſchäft vollſtändig erfüllt, ſo kann ein Rückkauf ſtattfinden, eine Schen⸗ 
kung, kurz eine Rückübertragung; die Rechtsbeſtändigkeit des erſten Kauf⸗ 
geſchäftes wird durch all dieſes nicht im geringſten irritirt, bildet viel⸗ 
mehr gerade Vorausſetzung des neuen. (L. 2. Dig. 2. 14.) Das 
römiſche Recht ſpricht es ausdrücklich und wiederholt aus, daß eine 
Vorausſetzung eines ſolchen Rücktrittes (dissensus) von einem Ver⸗ 
trage iſt, daß dieſer nicht bereits auf irgend eine Weiſe erloſchen 
oder erfüllt iſt. So J. 1 Cod. 4, 45 (quando Iıceat ab emtione 
discedere): „re quidem integra ab emtione et venditione utriusque 
partis consensu recedi potest. Etenim quod consensu contractum 
est, contrariae voluntatis adminiculo dissolvitur“. 

Die Worte „re quidem integra” find aber nicht fo zu ver- 
ſtehen, als ob der mutuus dissensus ſchon nicht mehr möglich wäre, 
wenn auch nur von einer Seite irgend etwas präftirt worden. L. 2 
cod. eodem (perfectam emtionem atque venditionem re integra 
tantum pacto et consensu posse dissolvi constat sin vero partem 
pretii persolvisti: ad ea quae venditorem ex venditione oportet 
praestare, magis actionem, quam ad pretii quantitatem, quam 
te dedisse significas, habes) beſagt nur, daß bei mangelhafter Er⸗ 
füllung des Vertrages dem betreffenden Theile zunächſt und an fich 
nur die Klage auf Erfüllung, keineswegs auf Löſung des Vertrages zuftehe. 

Es muß im Auge behalten werden, daß hier unſerſeits nur von 
der Möglichkeit des gegenſeitigen einverſtändlichen Rücktrittes 
(contrarius consensus), nicht vom Rechte des einſeitigen Rück⸗ 
trittes (rescissio) die Rede iſt. (CH. auch 1. 6 cod. 4. 44). Von be⸗ 
ſonderem Intereſſe iſt! 58 Dig. 2 14 (de pactis). Hier iſt aus⸗ 
einandergeſetzt, wie ſelbſt der Verkäufer, welcher alles geleiſtet hat, mit 
dem Käufer, welcher den Preis ſchuldig geblieben, übereinkommen könne, 
daß er alles vom Käufer zurückerhalte, wogegen dieſer nichts mehr 
ſchulde; die Bemerkung aber, daß die Pflicht zur Reſtitution aus einer 
neuen Obligation hervorgehe, entgegen der Befreiung des Käufers, macht 
dem Scharffinne des römiſchen Juriſten alle Ehre: „illud plane con- 
ventione, quae pertinet ad resolvendum id, quod actum est, per- 
fici non potest, ut tu, quod jam ego tibi praestiti, contra praestare 
mihi cogaris: quia eo modo non tam hoc agitur, ut a pristino 
negotio discedamus, quam ut novae quaedam obligationes inter 
nos constituantur“. Es geht daraus wiederholt deutlich hervor, daß 
der mutuus dissensus ſeiner Natur nach ein Act rein libera⸗ 
toriſcher, reſolvirender Art iſt. 

Nun entſteht des weiteren die Frage: iſt Rücktritt von einem Ver⸗ 
trage, z. B. dem Kaufe, möglich, wenn die Sache bereits übergeben wurde? 

Iſt damit auch ſchon die ganze Obligation erfüllt, ſo iſt die Frage 


noch nicht erſchöpft iſt. Unſern Fall beſpricht die zweite Hälfte der obcitirten 
L. 1. cod. 4. 45: „at enim post traditionem interpositam nuda 
voluntas non resolvit emtionem: si non actus quoque priori 
similis retro agens venditionem intercesserit“. Hier ift nicht 
von der, wie oben bemerkt, unmöglichen rückwirkenden Aufhebung eines 
erfüllten Vertrages die Rede, ſondern nur dem Gedanken Ausdruck ge⸗ 
geben, daß, wenn eine Tradition ſtattgefunden, eben eine Rückübergabe 
der Sache (dies iſt der actus priori similis-) ) dem mutuus dis- 
sensus vorausgehen müſſe, daher ein bloßer Conſenſualvertrag nicht 
genüge. Aber auch hier iſt der Diſſens kein neues Rechtsgeſchäft, 
ſondern die allerdings durch die voraufgegangene Retradition bedingte 
Aufhebung des früheren Kaufes (arg. „resolvit“ „retro agens“) 9). 

Wird verſucht der Frage zu begegnen, wie denn das Pactum, welches 
den Diffens ausſpricht, nicht eben doch als ein neues zweites Rechts⸗ 
geſchäſt aufzufaſſen ſei, jo iſt hier die Analogie des einſeitigen Rücktritts⸗ 
rechtes herbeizuziehen. Mag dieſes auf dem Geſetze oder einer früheren 
Verabredung der Parteien oder, wie bei den Innominatcontracten des 
reinen römischen Rechtes, auf einem thatſächlichen Verhältniſſe, als 
welches die Grundlage der condictio gausa data causa non secuta 
bildet, fußen, immer wird das erſte Rechtsgeſchäft als unter einer aus⸗ 
drücklichen oder ſtillſchweigenden Reſolutivbedingung geſchloſſen gedacht 
werden müſſen. Aehnlich iſt die Sache hier zu conſtruiren. Die Com⸗ 
paciscenten ſchließen einen beſtimmten Vertrag immer unter der 
ſtillſchweigenden Bedingung, daß es denſelben freiſtehe ein⸗ 
verſtändlich von demſelben, natürlich vor deſſen gänzlicher Erfüllung, 
wieder abzugehen. Wird nun die Möglichkeit des Diſſenſes zur Wirk⸗ 
lichkeit, ſo reſolvirt das früher geſchloſſene Rechtsgeſchäft und gilt als 
nie geſchloſſen. So liegt die Möglichkeit des mutuus dissensus in 
der Natur des Contractes, iſt nur eine Form der freien Dispofitions⸗ 
befugniß der Parteien, welche ſich auch in der Schließung eines neuen 
Vertrages bethätigen könnte, in welchem zweiten Vertrage ſtillſchweigend 
eine Aufhebung des erſten enthalten iſt. Wenn A. dem B. eine Sache 
um 1000 fl. verkaufte, und verkaufte ſie demſelben um 500 fl. zum 
zweiten Male, jo iſt durch den zweiten der noch nicht erfüllte erfte 
Vertrag implicite aufgehoben 5). 

Das öſterreichiſche Civilrecht ſtimmt mit dem römijchen 
Rechte völlig überein 

A. B. G. B. § 919 lautet: 

„Wenn ein Theil den Vertrag entweder gar nicht oder nicht zur ge⸗ 
hörigen Zeit, an dem gehörigen Orte oder auf die bedungene Weiſe erfüllt, ſo 
iſt der andere Theil außer den in dem Geſetze beſtimmten Fällen oder einem 
ausdrücklichen Vorbehalte nicht berechtiget, die Aufhebung, ſondern nur die 
genaue Erfüllung des Vertrages und Erſatz zu fordern.“ 

Dieſer Paragraph handelt vom Rechte des einſeitigen Rücktrittes, 
welches entweder ſchon geſetzlich begründet ſein kann (vgl. die Commen⸗ 
tatoren) oder auf einem beſonderen Vertrage der Parteien fußt oder 


3) Die geſperrtgedruckten Worte finden fich in den oben (Anm. 2) angeführten 
Entſcheidungsgründen allegirt (vgl. Stuben rauch, Commentar III. pag. 97 
Note 2 ad $ 920) und wird dort aus ihnen gefolgert, daß „nach gänzlicher 
Erfüllung des Vertrages die Parteien einen neuen Vertrag ſchließen müſſen, 
welches neue Geſchäft aber nur ein mit dem aufzuhebenden gleichartiges Geſchäft, 
wenn es fich um Beſeitigung eines Kaufvertrages handelt, ein Rückkaufsgeſchäft 
ſein könne“. Der Ausdruck „Beſeitigung eines Kaufvertrages“ iſt unglücklich ge⸗ 
wählt; nur die Folgen desſelben, nie er ſelbſt, wenn bereits „gänzlich erfüllt“, 
können beſeitigt werden. Daß aber Letzteres nur durch Rückkauf geſchehen könne, 
iſt vollſtändig unrichtig, vielmehr iſt dieſes auf alle andere Weiſe, etwa auch 
durch Schenkung oder irgend eine Combination von Rechtsgeſchäften möglich. 

) Damit, daß die Verabredung der Retradition Vorausſetzung der 
gewollten Restitutio in integrum iſt, ſteht nicht in Widerſpruch, daß die 
Klage auf Herausgabe des früher Geleiſteten vorausſetzt, daß die Obligation 
nicht zu Recht beſtehe, wie im Gegentheil die Klage auf Erfüllung oder das 
Intereſſe die Giltigkeit uud Fortdauer der Obligation vorausſetzt. Ich befinde 
mich vielmehr hier völlig in Uebereinſtimmung mit Dworzak, in Haimerls 
Vierteljahrſchrift (1858) II. pag. 179. 

) Glück 1. c. XVII. 5. 8. Für die Richtigkeit der gegebenen Er⸗ 
klärung können angeführt werden 1. 8 Cod. 4, 54 „tempore contractus inter 
emtorem et venditorem habitam conventionem integram servari, si ab ea 
posteriore pacto non recedatur, certum est“ und 1. 7, $ 6. Dig. 2, 14 „adeo 
autem bon® fidei judiciis exceptiones postea fact®, quæ ex eodem sunt 
contractu, insunt, ut constet, in emtione ceterisque bon® fidei judiciis, re 
nondum secuta, posse abiri ab emtione“. — Daß nach Art. 1184 code Napol. 
in einem jeden wechelſeitigen Vertrage der Fall der Säumigkeit eines Theiles vom 
andern als ſtillſchweigende Reſolutivbedingung behandelt werden kann, iſt bekannt. 
Ebenſo iſt ſelbſtverſtändlich, daß ein Diſſens ausgeſchloſſen iſt, wenn Erfüllung 
des Vertrages mit deſſen Abſchluß zuſammenfällt, ich nenne nur den Ehevertrag, 
ſämmtliche Realcontracte. 


= WM = 


aber vom Richter zugeſprochen wird, wenn der Beweis erbracht wird, 
daß des beſchädigten Theiles Intereſſe gerade den Rücktritt fordere (vgl. 
Dworzak 1. c. pag. 201.) 

8 920: 

„Nach gänzlicher Erfüllung des Vertrages können die Parteien auch mit 
beiderſeitiger Einwilligung nicht mehr davon abgehen, ſondern ſie müſſen einen 
neuen Vertrag ſchließen, der als ein zweites Geſchäft angeſehen wird.“ 

Aus dieſen Paragraphen, verbunden mit dem vorhergehenden, er⸗ 
gibt ſich der unumſtößliche Rechtsſatz: ſo lange der Vertrag noch 
nicht gänzlich erfüllt iſt, kann er durch beiderſeitige Einwilligung 
der Parteien in der Art aufgehoben werden, daß dieſe Aufhebung 
in keiner Weiſe als Abſchließung eines neuen Vertrages, als ein 
zweites Geſchäft auſzufaſſen iſt. Wenn über den Ausdruck des römischen 
Rechtes „re adhuc integra“ ein Zweifel entſtehen konnte, jo jagt das 
öſterreichiſche Recht ganz deutlich „nach gänzlicher Erfüllung“, fo 
daß alſo eine theilweiſe Erfüllung einer Aufhebung des Rechtsgeſchäftes 
nicht hindernd entgegenſteht. 

Der entſcheidende Grund, weßhalb nach bereits gänzlich erfülltem 
Vertrage ein Rücktritt nicht mehr möglich iſt, iſt nicht der, weil der 
Gegenſtand des Vertrages bereits auf den andern übergegangen und 
nur durch einen neuen Erwerbungsact auf den Vormann zurückkommen 
kann (ſo Winiwarter, das öſterr. bürgerl. Recht, Band IV. 
pag. 82), denn nicht nothwendig iſt Gegenſtand des Vertrages eine 
„Sache“; vielmehr iſt der Grund die innere Unmöglichkeit 
eines ſolchen Vorganges. Wie oben ausgeführt, iſt es logiſch gar nicht 
denkbar, daß ein völlig erfüllter Vertrag infirmirt oder reſolvirt werden 
könnte. Das völlig erfüllte Gefchäft gehört durchaus der Vergangenheit 
an, hat ſeine Aufgabe ein für alle Mal gelöst, es exiſtirt nicht mehr 
als Geſchäft, ſondern nur in ſeinen Folgen, iſt daher der Dispoſition 
der Theile durchaus entrückt. 

Es wäre aber völlig unrichtig „die in § 920 enthaltene Unter⸗ 
ſcheidung nur dann für verſtändlich zu erklären, wenn das neue Geſchäſt 
ein mit dem aufzuhebenden gleichartiges, ſo bei einem Kaufvertrage ein 
Rückkaufvertrag fein müſſe, weil nach dem bürgerk. Geſetzbuch auch 
die beiderſeitige Einwilligung zur Aufhebung eines Vertrages als ein 
Vertrag ($ 861 a. b. G. B. [?]) anzuſehen iſt und ſomit unter dem 
„zweiten Geſchäfte“ des 8 920 etwas anderes gemeint ſein müſſe, als 
ein Vertrag überhaupt“ (ſo die öfter citirten Entſcheidungsgründe 
im Anſchluſſe an die Anm. 3 allegirte Stelle). Ich finde nicht den ge⸗ 
ringſten Anhaltspunkt dafür, daß das Geſetz die Compaciscenten zu 
einem ganz beſtimmten neuen Geſchäfte nöthigen wolle; 
ich ſehe vielmehr in keiner Weiſe die Freiheit der Theile beſchränkt. Das 
Geſetz ſagt nur, daß dieſe nach gänzlicher Erfüllung des Vertrages, um 
die Folgen desſelben zu paralyſiren, nothwendig „einen“ neuen Ver⸗ 
trag, „ein“ neues Rechtsgeſchäft abſchließen müſſen, welches zum 
Unterſchiede von der Aufhebung eines noch nicht gänzlich erfüllten Ver⸗ 
trages nicht als eine Entwicklung des „erſten“, ſondern als ein „zweites“ 
Rechtsgeſchäft zu gelten hat; es bleibt aber völlig in das Belieben 
der Theile geſtellt, welches und wie beſchaffen dieſes neue 
Geſchäft iſt. 

Wenn das öſterreichiſche Recht in 8 919 die von vielen Natur⸗ 
rechtslehrern ihrer Zeit behauptete Inhärenz einer reſolutiven Bedingung 
für den Rücktritt des einen Theiles im Falle der Säumigkeit des 
anderen nicht recipirte, vielmehr an das römiſche Recht ſich anſchloß, 
(vgl. Zeiller, Commentar III. 116), ſo hat im Anſchluß an das⸗ 
ſelbe römiſche Recht der $ 920 den mutuus dissensus als Ver⸗ 
wirklichung der in jedem Vertrag liegenden Möglichkeit denſelben ei n⸗ 
verſtändlich wieder aufzuheben (zu irritiren oder zu modificiren) gerade 
deßhalb nicht als neues Geſchäſt, als zweiten Vertrag, ſondern nur 
wie einen Ausfluß des erſten, übrigens nun abolirten und reſolvirten 
Vertrages erklärt. So iſt alſo nach öſterreichiſchem Rechte der einver⸗ 
ſtändliche Rücktritt von einem Vertrage ein rein liberatoriſches 
Uebereinkommen, des erſten und einzigen Vertrages Negation 
und völlige Aufhebung (ex tunc). 

Wann nun ein Vertrag gänzlich erfüllt iſt, fo daß eine Auf⸗ 
hebung desſelben durch mutuus dissensus in keiner Weiſe mehr möglich 
iſt, läßt ſich im Allgemeinen kaum beſtimmen, ſondern iſt aus der Natur 
des einzelnen Geſchäftes, ja der getroffenen Verabredung der Theile zu 
entnehmen. 

So iſt es insbeſondere ganz richtig zu ſagen, „daß die Zahlung 
des Kaufpreiſes beim Kauf auf Borg nicht nothwendig zur vollen 


2 ñĩé˙ ⁵ ⅛ ę d — fſfſfſfſf: fk!!! . —8 


Erfüllung des Kaufvertrages erforderlich ſei, da beim Kauf auf Borg 
zwei Geſchäfte zu unterſcheiden wären: der Kaufvertrag und der 
Borgvertrag, ſo daß der erſtere vollſtändig erfüllt ſein kann, obgleich 
noch Forderungen aus dem letzteren beſtehen“ ). Es iſt aber nun im 
Einzelnen erſt zu unterſuchen, ob ein Kauf auf Borg vorliegt oder ob 
nicht die Zahlung des Kaufſchillings geradezu als Bedingung des Kauf⸗ 
vertrages ſelbſt erſcheint, und dies wieder in zweifacher Weiſe, entweder 
ſo daß bei Nichtzahlung des Kaufſchillings der Kaufvertrag von ſelbſt 
hinfällig geworden gilt, oder aber ſo, daß die Parteien übereinkommen, 
vom Kaufvertrag wegen deſſen Nichterfüllung zurückzutreten. 


Nach SS 1061 und 1062 a. b. G. B. gehört es wie zu den 
Pflichten des Verkäufers die Sache zu übergeben, ſo zu 
jenen des Käufers die Sache zu übernehmen. Zunächſt ergibt ſich aus 
der Natur des Kaufvertrages, daß es ſich hier zuvörderſt nur um die 
Uebergabe und Uebernahme in den Beſitz (vgl. $ 1047 b. G. B.) 
handelt, um fo mehr als ja der Verkäufer keineswegs Eigenthümer 
der verkauften Sache zu ſein braucht und auch Gegenſtand des Kaufes 
nicht allein das Eigenthumsrecht ſein kann. Wenn aber präcis das 
Eigſenthumsrecht (die Sache, res hoc sensu) durch den Kauf 
übertragen werden ſoll, ſo iſt unter der Uebergabe und Uebernahme 
der Sache, welche zu präſtiren Verkäufer und Käufer ſchuldig ſind, 
eben die Uebertragung des Eigenthumsrechtes zu verſtehen. 
In einem ſolchen Falle alſo erſcheint, inſoferne die vertragſchließenden 
Theile nicht etwas anderes bedungen haben, der Kaufvertrag 
völlig erfüllt erſt, wenn der Verkäufer das Eigenthum über⸗ 
tragen und der andere es übernommen hat. Iſt Gegenſtand des 
Kaufes eine unbewegliche Sache, ſo iſt der Kaufvertrag diesbezüglich 
ſeitens des Verkäufers erfüllt durch Ausſtellung der Tabular⸗ 
urkunde, welche eben die Erlaubniß zur bücherlichen Umſchreibung 
des Objectes auf den Namen des Käufers enthält; ſeitens des Käufers 
durch die Stellung des Geſuches um wirkliche Umſchreibung. Daß 
unter gewöhnlichen Umſtänden die wirkliche Intabulation nicht zu den 
Erforderniſſen der Erfüllung des Kaufvertrages gehöre, iſt deßhalb 
anzunehmen, weil dieſen Act vorzunehmen nicht in der Willkür der 
Parteien liegt, welche vielmehr ihrerſeits alles gethan haben, was ſie 
thun konnten 7). 

Ob nun im einzelnen Falle die Gewährung der Eigenthumsüber⸗ 
tragung ſeitens des Verkäufers und deren Annahme ſeitens des Käufers 
ſchon an ſich, auch ohne wirkliche Stellung des Geſuches um Umſchrei⸗ 
bung den Kaufvertrag diesbezüglich als erfüllt erſcheinen läßt, iſt 
allgemein weder zu bejahen, noch zu verneinen, hängt vielmehr vom 
Inhalte des Vertrages, in letzter Inſtanz von der Entſcheidung des 
Richters über den Sinn des Vertrages ab. Das ſcheint aber behauptet 
werden zu dürfen, wenn jene Erlaubniß der bücherlichen 
Umſchreibung (435 b. G. B.) nicht nur nicht ausdrücklich gegeben, 
ſondern geradezu verweigert, verſchoben und abhängig erklärt 
iſt von der Erfüllung einer Bedingung, ſo iſt, ſolange jener Zeitpunkt 
nicht gekommen oder jene Bedingung nicht erfüllt iſt, der Kaufvertrag 
auch noch nicht erfüllt; wenn aber die Bedingung nicht eintritt, ſo 
reſolvirt auch das ganze Kaufgeſchäft, wenn nicht beide Theile überein⸗ 
kommen, trotz dieſes Mangels das Geſchäft aufrecht halten zu wollen. 
Jedenfalls wird der Kaufvertrag, wenn die Eigenthumsüber⸗ 
tragung ausdrücklich derart vorbehalten iſt )), als noch 


6) So die Entſcheidungsgründe des Erkenntniſſes des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes vom 1. März 1877, 8. 270. — Vgl. aber noch Strohal, zur Lehre 
vom Eigenthum an Immobilien 1876, pag. 77. Note 20. 

) Vgl. Unger J. o. II. § 96, Note 14. a. — Strohal J. e. weist des 
näheren aus, wie der dingliche Vertrag, welcher die Grundlage der Inta⸗ 
bulation bildet, reſultirt aus einem entweder von beiden Theilen: Uebergeber 
und Erwerber zugleich, oder von letzterem allein ausgefertigten aber mit der 
Intabulationsbewilligung des erſteren belegten Geſuche um Intabulation (pag. 
26-31), ſowie daß die wirkliche Intabulation zurückbezogen wird auf den 
Zeitpunkt der Präſentation eben jenes Geſuches (pag 36 38). Es iſt nur 
die Frage, ob nicht ſchon die Ertheilung jener Intabulationsbewilligung mit der 
Annahme derſelben ſeitens des Erwerbers einen dinglichen Vertrag: den beider⸗ 
ſeitigen Willen Eigenthum zu übertragen und zu erwerben conſtituirt. Daß die 
Möglichkeit, auf Grund dieſer Willenseinigung bücherliches Eigenthum zu 
erwerben, im Falle des § 440 b. G. B. der Wirklichkeit einer an einen 
Dritten geſchehenen Eigenthumsübertragung weichen muß, würde der Bejahung 
der Frage nicht hindernd entgegenſtehen. Vgl. Strohal J. o. pag. 4043. 

) Ueber das pactum reservati dominii beim Kauf vgl. Glück 1. c. XVI. 
230 234. — Dasſelbe kann als Reſolutiv⸗ oder als Suspenſivpbedingung 
gefaßt ſein. Die Unterſcheidung, ob durch dasſelbe die Perfection des Vertrages 
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nicht gänzlich erfüllt gelten im Sinne von § 920, daher können die Behörde hielt das Miniſterium des Innern im Hinblicke auf Art. V 
Parteien von demſelben durch gegenſeitiges Uebereinkommen zurücktreten, des Geſetzes vom 31. März 1865 (R. G. Bl. Nr. 25) deßhalb zur 
ſo daß dieſer ihr Rücktritt nicht als ein neues Geſchäft, nicht als Conceſſionsertheilung für competent, weil es ſich um eine Transport⸗ 
Rückkauf und Rückerwerb und Rückübertragung angeſehen werden darf, unternehmung handle, welche ſich über die Reichsgrenze erſtreckt. 


da ja der erſte Vertrag nicht erfüllt wurde und ein Erwerb der Sache, Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 29. April 
eine Uebertragung des Eigenthums noch nicht ſtattfand, ja gar nicht 1877, Z. 4466 das Geſuch des Poſtmeiſters Guſtav Sch. der Landes⸗ 
ſtattfinden konnte. regierung mit dem Bemerken zurückgeſtellt, „daß, nachdem ſich die pe⸗ 


Wenn die Entſcheidungsgründe des Erkenntniſſes des Verwaltungs⸗ riodiſche Perſonentransportunternehmung nicht über zwei öſterreichiſche 
gerichtshofes vom 1. März 1877, 3. 270 im Allgemeinen, wenn Kronländer erſtrecken foll, mit Rückſicht auf den Art. V. des Geſetzes 
nicht ausdrücklich etwas anderes ſtipulirt wurde, die Erwirkung (Geſuch⸗ vom 31. März 1865, R. G. Bl. Nr. 25 die Competenz des Mini⸗ 
ſtellung) der wirklichen Intabulation des Eigenthumsrechtes nicht zu ſteriums des Innern nicht eintritt, ſondern mit Rückſicht auf den be⸗ 
den Verpflichtungen des Käufers rechnen, ſo glaube ich die gegentheilige theiligten Verwaltungsbezirk die Bezirkshaupt w annſchaft in F. zur Con⸗ 
Anſicht als plaufibel hingeſtellt zu haben: es entſpricht ja ſonſt dem ceſſionsertheilung berufen iſt, welche ſich zu dieſem Behufe mit der 
Uebergeben kein Uebernehmen ſeitens des Käuſers. Es iſt ferner in hohem betreffenden königlich preußiſchen Behörde ins Einvernehmen zu ſetzen 
Grade verwirrend, wenn dieſelben Entſcheidungsgründe, welche einen haben wird.“ 
ſolchen Kaufvertrag für erfüllt halten, von einer „Stornirung eines 
vollſtändig erfüllten Vertrages“ und dann von einem e 
des Eigenthums der verkauften Sache ſeitens des erſten Käuſers“ reden: Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
hier gewiß völlig im Gegenſatze zu 88 380, 424, 425, 431 a. b. jtafähe, bi Su f . 0 ſch g 
G. B19). Richtig hätte das Rubrum (Rechtſatz) des Erkenntniſſes vom in Jandesculturangelegenheiten. 

1. März 1877 formulirt werden ſollen: Ein vollſtändig erfüllter Kauſ⸗ Competenz der Verwaltungsbehörden bei Streitigkeiten über 
vertrag kann nicht durch ſogenannten Stornirungsvertrag rückgängig Waſſerwehren. 

15 werden, dieſer iſt vielmehr als neuer ſelbſtſtändiger Vertrag Ueber Klagen wegen Erniederung von Waſſerwehren, Herftellung 
anzuſehen. 5 , 2 7 von Mühlen oder anderen Waſſerwerken, Errichtung von Uferſchutz⸗ 
Au den erſten Blick leuchtet ein, daß die Frage, ob ein be⸗ bauten zur Abwehr der Waſſerkräſte, über Aenderung des Gerinnes 
ſtimmtes Uebereinkommen als Stornirungsvertrag (dissensus) oder aber und Abfluſſes der Gewäſſer haben wegen der dabei betheiligten öffent⸗ 
als neues Geſchäft aufzufaſſen ift, von eminent praktiſcher Bedeutung lichen Intereſſen die Verwaltungsbehörden und nicht die Gerichte zu 
iſt für den Fall, wenn Rechte Dritter aus der e ſolcher entſcheiden. 

Rechtsgeſchäſte reſultiren. Diesbezüglich bemerkt ſchon Glück (I. c. . 4 

19 En Standpunkte des gemeinen Rechtes und damit völlig We 8 — . Er Egal BD 
übereinſtimmend der öſterreichiſche Commentator von Winiwarter Sachverſtändigen⸗Befunde in Waſſerrechtsangelegenheiten. 

(l. ce IV. 82 f), daß wenn von einem verkauſten Grundſtücke in Ver⸗ Wenn der von einer Partei angebotene Befund durch Sachver⸗ 
äußerungsfällen eine Abgabe zu entrichten iſt, dieſelbe im Falle eines ſtändige (Beweis durch eine Probe) die Ausübung anerkannter Waſſer⸗ 
mutuus dissensus gar nicht, im gegentheiligen Falle einer neuen benutzungsrechte ſtören und der Gegenpartei erhebliche Nachtheile ver⸗ 
(Rück⸗) Erwerbung, wenn der Uebernehmer ſchon in den öffentlichen urſachen würde, jo iſt ein ſolcher Befund nicht zuzulaſſen. 
Büchern eingetragen war und nun die Sache auf den vorigen Beſitzer Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 27. Juli 1876, 8. 6700, u. 
umgeſchrieben werden ſoll, die Gebühr wieder, alſo doppelt gefordert des Verwaltungsgerichtshofes vom 14. Februar 1877, 3. 232. 

werden könnte. Ff F air 


In einem folgenden Aufſatze ſoll dieſe juriſtiſche Conſeguenz vom Perſonalien. 
Standpunkte der öſterreichiſchen Gebührengeſetzgebung aus beſprochen und Seine Majeſtät haben dem Güterinſpector des Brünner adeligen Damen⸗ 
erwieſen werden. ſtiftes Maria Schul Joſef Kalupa den Titel eines kaiſerlichen Rathes 


taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Obercommiſſär der Prager Polizeidirection 
Joſef Graas anläßlich deſſen Penſionirung tarfrei den Titel und Charakter 
eines Polizeirathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die bei dem oberſten Rechnungshofe erledigte Hof⸗ 
ſecretärsſtelle dem Rechnungsrathe Johann Sauer verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter der Tabakfabrik II. Kategorie in 
Rovigno Anton Hillerbrand zum Seeretär der Tabak⸗Hauptfabrik 1. Kategorie 
in Hainburg ernannt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Umſtand, daß ſich eine periodiſche Perſonentransportunter⸗ 
nehmung auf Poſtſtraßen über die Reichsgrenze erſtrecken ſoll, 
ändert nichts an den durch Art. V. des Geſetzes vom 31. März 
1865, R. G. Bl. Nr. 25 rückſichtlich der Competenz zur 
Conceſſionsertheilung für derlei Unternehmungen normirten 
Beſtimmungen. 


Guſtav Sch., Poſtmeiſter in J. (Oeſterr.⸗Schleſien), bat um die Con⸗ 
ceſſion zum periodiſchen Perſonentransporte zwiſchen J. und P. in Preuß.⸗ 
Schleſien und wies darauf hin, daß das Handelsminiſterium mit dem Er⸗ 
laſſe vom 3. März 1877 die Poſtdirection in Br. ermächtigt habe, zwiſchen 
J. und P. an Stelle der beſtehenden Cariolpoſten im Einvernehmen 
mit der kaiſ. deutſchen Oberpoſtdirection in Oppeln tägliche Poſtboten⸗ 


Erledigungen. 


Caffeofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution bei der 
Pkibramer Bergdirection, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 237). 

Steueramtsadjunctenſtelle bei der k. k. Finanzdirection in Oberöſterreich 
mit der eilften Rangsclaſſe, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 237). 


Soeben erſchien im Verlage der Buchhandlung von Moritz Perles 
in Wien, Stadt, Bauernmarkt Nr. elf 


fahrten einzurichten. Die Bezirkshauptmannſchaft in F. und die ſchleſiſche Beſterreichiſcher Zuriſten-Ralender, 
Landesregierung beantragten die Conceſſionsertheilung und die letztere Taſchenbuch für Advocaten, Notare, Iuftiz- und Verwaltungsbeamte. 
ſelbſt oder nur der Vollzug des Vertrages bedingt erſcheint, iſt hier, wo es Redigirt und herausgegeben 


ſich allein um die Erfüllung des Vertrages, beziehungsweiſe deſſen Nochnichterfüllung von 
handelt, irrelevant. 
) In dem angeführten Buche von Strohal wird mit ſchlagenden Dr. Guſtav Kohn, e 
Gründen nachgewieſen, daß nach öſterreichiſchem Rechte im Falle einer freiwilli⸗ Hof⸗ und Gerichts⸗Advocat in Wien. 
gen Veräußerung von Immobilien das conſtitutive Element der Eigenthumsüber⸗ IX. Zahrgang pro 1876 
tragung die Intabulation iſt (p. 38, 40, 44 u. ö.), daß nicht nur nicht ein 1 60 kr. E 
nudum paetum, ſondern auch die Tradition im Sinne des gemeinen Rechtes für | Preis elegant gebunden 1 fl. „ſammt Franco⸗Zuſendung 1 fl. 75 kr. 


ich nicht genügt . 49 f. 57 60, 73 f. u. o.), daß endlich der phyſiſche — . 
Beſig vlt Wine iſt und folglich „de Beſitübergabe bon rend. Mit einer Beilage: Erkenntniſſe des Ver⸗ 
(l. c. pag. 25, 50—56). waltungsgerichtshofes, Bogen 27. 


buchskörpern ein für die Eigenthumsübertragung völlig bedeutungsloſer Act iſt“ 
Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


